
wortung zur Wahrung des Friedens gerecht zu werden. Diese 
Fähigkei t kann auf vielerlei Weise ges t ä rk t werden. Wenn die 
Vereinten Nationen verhindern sollen, daß Streitigkeiten zu be
waffneten Auseinandersetzungen führen, so m ü s s e n sie sich 
mi t diesen Streitigkeiten zu einem frühen Zeitpunkt befassen. 
Dazu bedarf es umfassenderer Informationen über mögliche 
Krisenherde als in der Vergangenheit. Die Mit te l der Vereinten 
Nationen sind begrenzt, meiner Meinung nach kann jedoch viel 
getan werden. Derzeit werden Schritte unternommen, um die 
Verfügbarkei t und Nutzung der Informationen i m Sekretariat 
zu verbessern. 
Ich selbst versuche, meine häufigen Kontakte mi t Regierungs
chefs zu nutzen, u m mich da rübe r zu unterrichten, wo eine 
Gefahr droht und welche Möglichkeiten für den Generalsekre
t ä r vorhanden sind, rechtzeitig seine guten Dienste auszuüben 
oder das Problem in Übere ins t immung mi t seinem Mandat 
nach der Charta vor den Sicherheitsrat zu bringen. Daher 
messe ich den Gesprächen , die ich heute mi t Bundesp räs iden t 
Carstens, Bundeskanzler Kohl und mi t Ihnen, Herr Bundesmi
nister, führte, so hohe Bedeutung bei. Doch auch die an einem 
Konfl ik t beteiligten Mitgliedstaaten m ü ß t e n das Problem vor 
den Sicherheitsrat bringen, solange der Rat noch die i hm ver
fügbaren Mi t te l für eine friedliche Lösung nutzen kann. Dies 
bedeutet, daß man den Rat s t ä rke r in Anspruch nimmt. Das 
w i r d nur eintreten, wenn die Autor i tä t des Rates durch die 
aktive Unte r s tü tzung und Verpflichtung aller seiner Mitglieder 
ges tä rk t wird . Ich sage dies i m vollen Bewußtse in der Mei
nungsverschiedenheiten in den bilateralen Beziehungen eini
ger Ratsmitglieder. Wir alle brauchen einen Sicherheitsrat, der 
Streitigkeiten beilegen kann, denn sonst w ü r d e n diese Mei
nungsverschiedenheiten noch verschärft , und dies w ü r d e kei
nem Staat nutzen. 

Exzellenz, offenkundig sind Frieden und Sicherheit der Staaten 
und ihr wirtschaftliches und soziales Wohlergehen eng mitein
ander verknüpft . Dies zeigt sich deutlich in den Entwicklungs
ländern , die seit dem letzten Weltkrieg Schauplatz der meisten 
der vielen Konflikte waren. 
Ich komme gerade aus Belgrad, wo ich die Eröffnungsrede 
anläßlich der V I . Tagung der Konferenz der Vereinten Nationen 
über Handel und Entwicklung hielt. Es erfüllt mich mi t Zuver
sicht, daß das Sch lußkommunique vom Gipfeltreffen der Indu
striestaaten in Williamsburg offensichtlich auf den neuen An
satz einging, den die Entwicklungs länder auf ihren Treffen in 
Neu-Delhi und Buenos Aires dargelegt haben. 
Ich hoffe zuversichtlich, daß die V I . UNCTAD-Tagung i m Geist 
der Partnerschaft zwischen Nord und Süd voll genutzt werden 
wird, um M a ß n a h m e n zu beschließen, die gewähr le is ten , daß 
der sich i m Norden abzeichnende Trend eines ve r s t ä rk t en Wirt
schaftswachstums sich auch so bald wie möglich auf den Süden 
über t räg t . Diese dringende Notwendigkeit sollte von der gesam
ten Völkergemeinschaf t erkannt werden, denn wenn w i r dies 
nicht tun, werden alle unweigerlich die negativen Konsequen
zen zu spüren bekommen. 
Exzellenz, als die Bundesrepublik Deutschland gegründe t wur
de, war noch unmittelbar i m Gedächtnis , welche katastrophalen 
Folgen entstehen, wenn Ziele mi t Gewalt angestrebt werden. 
Als wohlhabendes und angesehenes Land veranschaulicht die 
Bundesrepublik Deutschland heute, was durch das Bekenntnis 
zu den Grundsä t zen der Charta der Vereinten Nationen erreicht 
werden kann. 
Erlauben Sie mir, das Glas zu erheben auf das Wohl des H e r r n 
Bundesministers des Auswär t igen , der einen so bedeutenden 
Ante i l an diesen Errungenschaften und dem Beitrag der Bun
desrepublik Deutschland zu den Vereinten Nationen hat. 

UN-Sanktionen und Hoffnung auf friedlichen Wandel* 
Handlungsmöglichkeiten der westlichen Staaten gegenüber Südafrika WINRICH KÜHNE 

Raketendebatte, Arbeitslosigkeit, Gedanken über das Verhält
nis zwischen den beiden Staaten in Deutschland — Themen, die 
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit zu Recht in Anspruch 
nehmen. Auch die internationale Konfliktlage bietet genügend 
Stoff zu Sorge wie Diskussion. Mittelamerika, Libanon und Af
ghanistan lauten die derzeit wichtigsten Stichworte. Ein weite
rer, seit langer Zeit schwelender Konfliktherd dagegen wird 
zwar wie eh und je intensiv in Gremien der Vereinten Nationen 
behandelt, beschäftigt Regierungen und öffentliche Meinung in 
den westlichen Ländern aber nur noch am Rande: die Lage in 
Südafrika. Dies ist nicht zuletzt auf den Versuch der gegenwär
tigen amerikanischen Regierung zurückzuführen, sämtlichen 
internationalen, womöglich auch innergesellschaftlichen Kon
flikten das Interpretationsmuster des Ost-West-Konflikts über
zustülpen. Für die (freilich von mannigfaltigen Widersprüchen 
gekennzeichnete) amerikanische Menschenrechtspolitik ver
gangener Jahre, die zeitweilig auch einen Hoffnungsschimmer 
für die schwarze Mehrheit in Südafrika aufglimmen ließ, ist da 
kein Platz mehr. Ob dies aber auch im längerfristigen Interesse 
der westlichen Staaten liegt, wird nachfolgend untersucht. 

Es gibt wahrscheinlich wenige Fragen auf dem Gebiet der inter
nationalen Beziehungen, die durch Gremien der Vereinten Na
tionen, internationale Konferenzen und die politikberatende 
Wissenschaft über mehrere Jahre h in so gründl ich untersucht 
und abgehandelt worden sind wie die Sanktionsproblematik in 
Sachen Südl iches Afr ika. Von der wissenschaftlich-politikbera

tenden Seite ist dieser Diskussion eigentlich kaum noch etwas 
Neues hinzuzufügen und es verwundert nicht, daß die Behand
lung der Sanktionsfrage auf Konferenzen und bei öffentl ichen 
Veranstaltungen inzwischen einen rituellen, für die praktische 
Südafrikapoli t ik aber weitgehend folgenlosen Charakter ange
nommen hat. Der Einmarsch sowjetischer Truppen in Afghani
stan, die Geiselnahme i m Iran, die Un te rd rückung der So l idar i 
t ä t i n Polen und der Falkland-Krieg dagegen haben in den 
westlichen Haup t s t äd t en eine lebhafte Diskussion über Sinn 
und Zweck sowie Möglichkeiten und Grenzen des Einsatzes 
ökonomischer Sanktionen in den zwischenstaatlichen Bezie
hungen aufflammen lassen. Besonders in der Frage, ob die 
Sowjetunion durch ökonomischen Druck außenpol i t i sch diszi
pliniert und systemintern aufgelockert oder sogar das System 
in seiner Ineffizienz bloßgestell t werden könne , wurden diver
gierende Auffassungen zwischen den meisten wes teuropä i 
schen Regierungen und Washington sichtbar. Die auf den frie
denssichernden Effekt wirtschaftlicher Zusammenarbeit hof
fenden Westeuropäer verhielten sich eher zurückhal tend , wäh
rend die Vereinigten Staaten ihrer Auffassung durch ein Ge
treideembargo gegen die Sowjetunion und eine Verschärfung 
des Ausfuhrverbots für fortgeschrittene Technologie Taten fol
gen ließen. Doch schlossen sich die Wes teuropäer 1980 amerika
nischen Forderungen nach einem Wirtschaftsboykott gegen den 
Iran an, um die amerikanischen Geiseln freizubekommen; neue 
Wirtschaftsabkommen sollten von den EG-Ländern nicht abge
schlossen, die bestehenden aber erfüllt werden. Folge leisteten 
die meisten EG-Länder schließlich auch, zähnekni rschend , der 
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Aufforderung der britischen Führung , Argentinien durch einen 
Handelsboykott i n die Knie zu zwingen. 
Diese vor allem bei den USA gewachsene Bereitschaft zum Ein
satz ökonomischer Druckmittel steht in einem auffälligen Ge
gensatz zu der heute strikter denn je vorgetragenen Weigerung 
der westlichen Industriestaaten, Südafr ika durch Wirtschafts
sanktionen zu einem Abbau des Apartheidsystems zu bewegen. 
Die Apartheidpolitik steht seit mehr als drei Jahrzehnten auf 
der Agenda der Vereinten Nationen. Wegen der Diskriminie
rung des indischen Bevölkerungstei ls kam sie bereits 1946 auf 
die Tagesordnung der Generalversammlung. I m September 
1952 verlangte eine Gruppe von 13 Lände rn dann, daß sich die 
Generalversammlung ganz generell mi t der friedensbedrohen
den und menschenrechtsverletzenden Apartheidpolitik Süd
afrikas befassen solle. Dennoch konnten verbindliche Wirt
schaftssankionen gegen Südafrika, anders als gegen Rhodesien, 
bis heute nicht durchgesetzt werden, trotz der s tändigen Bemü
hungen der Generalversammlung und ihres 1962 ins Leben ge
rufenen Sonderausschusses gegen Apartheid. Ergebnislos blieb 
auch das von der Weltorganisation 1982 durchgeführ te in te rna 
tionale Jahr zur Ingangsetzung von Sanktionen gegen Südafri-
ka< , es bietet aber Anlaß, die wichtigsten Stationen der De
batte über Sanktionen gegen Südar ika in dem dafür letztlich 
zus tändigen UN-Gremium, dem Sicherheitsrat, noch einmal ins 
Gedächtn is zu rufen, um dann — unmittelbar damit zusammen
hängend — der Frage nachzugehen, wie die konstante Weige
rung der westlichen Industriestaaten, Wirtschaftssanktionen 
gegen Südafr ika zu ve rhängen , zu e rk lä ren ist. Immerhin verur
teilen auch die westlichen Regierungen, in Übere ins t immung 
mi t der überwäl t igenden Mehrheit der Staaten, das Apartheid
system seit langem als unmenschlich und völkerrechtswidr ig . 
Angesichts der ungelös ten Namibia-Frage und der i m Südli
chen Afr ika insgesamt zu verzeichnenden Eskalation der Ge
w a l t 2 ist dann aber auch der Anspruch der westlichen Indu
striestaaten kri t isch zu betrachten, daß ihre Politik zu einer 
>friedlichen< Lösung der Probleme i m Südl ichen Afr ika bei
trage. 

I. Die Frage der Südafrikasanktionen im Sicherheitsrat 

Das gewaltsame Vorgehen der südafr ikanischen Polizei i m 
März 1960 gegen eine friedliche Protestdemonstration in Shar-
peville, bei dem mehr als 60 Menschen erschossen wurden, ver-
anlaß te den Rat in seiner Resolution 134 vom l A p r i l 1960 
erstmals zu der Feststellung, daß die Polit ik des Apartheidregi
mes »den Weltfrieden und die internationale Sicherheit gefähr
den könnte« . Frankreich und Großbr i t ann ien enthielten sich 
dabei der Stimme. Dennoch machten sich bereits 1963 die füh
rende westliche Macht, die USA, und acht weitere Mitglieder 
des Rates die Auffassung zu eigen, »daß die Lage in Südafr ika 
ernsthaft den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
stört« und riefen alle Staaten zu einem freiwilligen Waffenem
bargo gegen Südafr ika auf 3. M i t dieser Aufforderung folgte der 
Sicherheitsrat teilweise der Resolution 1761(XVII) der General
versammlung vom 6.November 1962, in der die Mitgliedstaaten 
zu einem umfassenden Boykott (Abbruch der Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen, Einstellung des See- und Flugverkehrs 
etc.) aufgefordert worden waren. Wenig spä te r t rug der Rat, 
ebenfalls auf Anregung der Generalversammlung, dem Gene
ra l sekre tä r die Einsetzung einer Expertengruppe auf. Sie sollte 
konkrete Vorschläge für eine friedliche L ö s u r g des Konflikts in 
Südafr ika ausarbeiten. Schon i m Mai 1964 legte die Gruppe 
unter Vorsitz der Schwedin Alva Myrdal einen entsprechenden 
Bericht vor 4 . Nach einer differenzierten Schilderung der Lage 
in Südafr ika wurde ein ganzes Bündel von M a ß n a h m e n vorge
schlagen. Oberstes Ziel aller B e m ü h u n g e n der Weltorganisation 
sollte »die Bildung eines Nationalkonvents, der für das gesamte 
südafr ikanische Volk repräsen ta t iv ist«, sein. Nicht Boykott, 
sondern Zusammenarbeit mi t der südafr ikanischen Regierung 
sahen Alva Myrdal und die anderen Experten als besten Weg 

zur Erreichung dieses Ziels an. Sie l ießen aber auch keinen 
Zweifel daran, daß vom Sicherheitsrat Wirtschaftssanktionen 
zu v e r h ä n g e n seien, wenn die südafr ikanische Regierung diese 
Zusammenarbeit verweigern sollte. Damit war allerdings zu 
rechnen, denn die südafr ikanische Regierung hatte auch schon 
die Einladung des Rates zur Mitarbeit am Bericht der Myrdal-
Gruppe abgelehnt. 
Bekanntlich folgte der Sicherheitsrat nicht den Vorschlägen der 
von ihm eingesetzten Expertenkommission. Anders als in der 
Generalversammlung spielte die Sanktionsfrage in diesem Gre
mium in den nächs t en Jahren keine größere Rolle mehr. Wirt
schaftssanktionen gegen Südafr ika waren für die westlichen 
Industriestaaten kein Thema. Erst der blutige Schüleraufs tand 
in Soweto vom Juni 1976 mi t mehreren hundert Toten und Tau
senden von Verletzten zwang den Rat zu neuer Aktivität . Durch 
Bill igung der Resolution 418 vom 4.November 19775 e rk l ä r t en 
sich die westlichen Mächte erstmals bereit, gegen Südafr ika 
g e m ä ß Kapitel V I I der UN-Charta vorzugehen; das freiwillige 
Waffenembargo von 1963 wurde in ein verbindliches verwan
delt. Einstimmig kamen die Ratsmitglieder zu der Auffassung, 
daß der Erwerb von Waffen durch Südafr ika »angesichts der 
Polit ik und der Handlungen« seiner Regierung »eine Bedro
hung der Aufrechterhaltung des Weltfriedens« darstelle. 
Einen Wirtschaftsboykott dagegen lehnten die westlichen Län
der als ein untaugliches Mit te l der Einwirkung auf das Apart
heidsystem weiterhin ab. Statt dessen entschloß sich die EG 
1977, durch einen >Verhaltenskodex< Einfluß auf die westlichen 
Wirtschaftsunternehmen in ihrem Gebaren gegenüber der 
schwarzen Arbeiterschaft zu nehmen. I n erster Linie sollte 
diese M a ß n a h m e allerdings den Druck der afrikanischen Staa
ten i m Sicherheitsrat auf Sanktionen abfangen. Die USA be
schritten mi t den >Sullivan-Prinzipien< einen ähnl ichen Weg. 
A u ß e r d e m wurde von den fünf damals i m Rat vertretenen west
lichen Mäch ten (Bundesrepublik Deutschland und Kanada ne
ben den drei westlichen S tänd igen Mitgliedern) eine Namibia-
Kontaktgruppe ins Leben gerufen. Sie sollte mi t den Frontstaa
ten, Südafr ika und der Südwes ta f r ikan ischen Volksorganisa
t ion (SWAPO) eine international annehmbare Lösung für den 
Konfl ik t i n Namibia aushandeln. 1981 sahen sich die Vereinig
ten Staaten, Großbr i t ann ien und Frankreich allerdings wie
derum gezwungen, ihr Veto gegen Reso lu t ionsan t räge zur Ver
h ä n g u n g von Wirtschaftssanktionen einzulegen. Eine Lösung 
des Namibia-Konflikts war bis zu diesem Zeitpunkt nicht er
reicht worden. 

I I . Zur Verweigerung von Sanktionen durch den Westen 

Die konstante Weigerung der westlichen Industriestaaten, ge
gen Südafr ika einen Wirtschaftsboykott zu ve rhängen , ist nicht 
übe r raschend . Investitionen in Südafr ika werfen international 
überdurchschni t t l i ch hohe Gewinne ab, und verschiedene Mine
ralien aus Südafr ika wie Mangan, Chrom, Vanadium, Platin und 
Asbest haben für die Industrie der westlichen Länder über ra 
gende Bedeutung. Ärgerl ich und aus der Sicht vieler schwarzer 
Südaf r ikaner ohne Zweifel erbitternd ist es jedoch, daß diese 
Weigerung von Politikern, Wir tschaf tsführern und Gewerk
schaf tsfunkt ionären in den westlichen Lände rn vielfach altru
istisch mi t einem Eintreten für die schwarze Bevölkerung ver
b r ä m t wird . Jeder, der die Gelegenheit zu Gesprächen mi t 
schwarzen Arbeitern unter vier Augen hatte (das offene Eintre
ten für Wirtschaftssanktionen w i r d als Sabotage mi t minde
stens fünf Jahren Gefängnis bestraft) weiß, wie sehr die mei
sten von ihnen auf eine druckvolle Politik des Westens zur 
Beseitigung der Mißs tände in Südafr ika hoffen — soweit sie 
derartige Hoffnungen nicht schon aufgegeben haben. Ihnen ist 
nur allzu klar, daß ohne westlichen Druck gewaltsamer Wider
stand in zunehmendem Maße notwendig sein wird , u m das 
Apartheidsystem zu beseitigen. Das w i r d Tausende, vielleicht 
Hunderttausende an Todesopfern und Verwundeten fordern. 
Nur für einige Branchen t r i f f t üb r igens das Argument zu, daß 

Vereinte Nationen 4/83 109 



mit Hilfe westlicher Investitionen und Kredite zusätzl iche Ar
bei tskräf te für die notleidende schwarze Bevölkerung geschaf
fen werden. Fü r andere ist genau das Gegenteil wahr: Arbeits
plätze gerade der zumeist ungelernten schwarzen Arbeiter
schaft werden durch den Einsatz westlichen Kapitals und west
licher Technologie wegrationalisiert. Der Aufbau schwarzer Ge
werkschaften mag durch die P rä senz westlicher Unternehmen 
zwar erleichtert worden sein. Für die Überzeugungskraf t der 
Politik der westlichen Lände r w ä r e es dennoch gut, damit auf
zuhören, die Verfolgung wirtschaftlicher Eigeninteressen mi t 
vorgeblicher Sorge um die schwarze Mehrheit zu bemänte ln . 
Interessenpolitik ist auch aus der Sicht der Schwarzafrikaner 
nicht per se etwas Unerlaubtes oder Anstößiges , wenn sie nicht 
gar zu einseitig und kurzsichtig begriffen wi rd . 
Nicht sehr übe rzeugend ist des weiteren die häufig ins Feld 
geführte Behauptung, daß sich Wirtschaftssanktionen prinzi
piell als ineffektiv erwiesen hä t t en . Zwar t r i f f t historisch zu, 
daß wirtschaftliche Sanktionen in mehreren Fäl len nicht den 
erhofften politischen Erfolg gehabt haben. Meist war dafür aber 
mangelnde Entschlossenheit bei ihrer Durchführung der ent
scheidende Grund. Denn die Effektivität von Sanktionen ist i n 
erster Linie davon abhängig , daß sie universal und umfassend 
durchgeführ t werden. Der Teilnahme von Großmäch t en kommt 
insoweit ausschlaggebende Bedeutung zu. In der Frühze i t des 
Völkerbundes konnte Jugoslawien von einer Fortsetzung seines 
kriegerischen Vorgehens gegen Albanien in dem Moment abge
halten werden, als die Sanktionsdrohung der Organisation von 
einer Großmacht , Großbr i tannien , nachdrückl ich un te r s tü tz t 
wurde. Und was die Forderung nach einem umfassenden Vorge
hen betrifft, so soll Mussolini 1935 in einem Gespräch mi t Hit ler 
zu verstehen gegeben haben, daß er sich innerhalb weniger 
Tage aus Abessinien hä t t e zurückz iehen müssen , wenn der Völ
kerbund auch die Ölversorgung unterbrochen hät te . Bei der 
Besetzung Abessiniens war übr igens Südafr ika neben Neusee
land das einzige Land, das energisch für eine Fortsetzung der 
Sanktionen eintrat. Schon zuvor hatte der südafr ikanische 
Staatsmann Smuts in einer Schrift über den-Völkerbund dafür 
plädiert , gegen >Delinquenten-Staaten< Sanktionen zu verhän
gen 6 . 
I m wichtigsten Fall von Sanktionen der j ü n g e r e n Geschichte — 
dem umfassenden Boykott Rhodesiens nach der einseitigen Un
abhäng igke i t se rk lä rung durch das Smith-Regime 1965 — ist die 
Frage ihrer Effektivität bis heute umstritten. Eine eindeutige 
Antwor t läßt sich vor allem deswegen nicht geben, wei l dieser 
Boykott nicht eingehalten bzw. halbherzig übe rwach t wurde. 
Bezüglich den Effizienz von Sanktionen gegen Südafr ika kann 
aus diesem Beispiel jedenfalls keine Schlußfolgerung gezogen 
werden. Es war gerade der Hilfe Südafr ikas zu verdanken, daß 
der Boykott i m entscheidenden Sektor, der Versorgung mi t Erd
öl, unterlaufen werden konnte. Das Smith-Regime muß te dem
entsprechend aufgeben, als die südafr ikanische Regierung eine 
weitere Unte r s tü tzung nicht mehr für opportun hielt. 
Südafr ika selbst w i r d sich bei einem internationalen Boykott 
nicht auf eine derartige helfende Hand in seiner Umgebung 
s tü tzen k ö n n e n und es besteht kaum ein vernünf t iger Zweifel 
daran, daß in seinem Falle ein Boykott i m Prinzip effektiv 
durchgeführ t werden kann. Südafr ika wickelt über 80 v H seines 
Außenhande l s mi t den westlichen Industriestaaten ab, zu 15vH 
allein mi t der Bundesrepublik Deutschland, w ä h r e n d umge
kehrt sein Antei l am Außenhande l westlicher Länder nur we
nige Prozente be t räg t — i m Falle der Bundesrepublik ca. 1 v H . 
Der südafr ikanische Wirtschaftsprofessor Arndt Spandau kam 
1977 in einer Studie zu dem Ergebnis, 
»daß ein Investitionsboykott wahrscheinlich nur geringen Schaden auf 
die südafrikanische Wirtschaft ausüben würde, während ein Außenhan
delsboykott kurzfristig geringe, langfristig jedoch außerordentlich hohe 
Kosten verursachen würde« . 
Ausschlaggebend für die Voraussage, daß ein Wirtschaftsboy
kott das Apartheidsystem so schwer schädigen würde , daß es 
nicht in der bisherigen Weise fortgesetzt werden könnte , ist die 
Abhängigkei t Südafr ikas vom Rohölimport . Diese Meinung ver

trat 1964 schon die UN-Expertengruppe unter Alva Myrdal . 
Durch das Anlegen großer Vorrä te i n stillgelegten Bergwerken 
und den Ausbau von Kohleverf lüss igungsanlagen (SASOLI 
und I I ) hat die südafr ikanische F ü h r u n g zwar energisch darauf 
hingearbeitet, diese Abhängigke i t zu mindern, konnte sie aber 
nicht beseitigen. Öl ist u n v e r ä n d e r t Südafr ikas verwundbarster 
Punkt. Bestät igt w i r d diese Einschä tzung durch ein 1983 dem 
südafr ikanischen Parlament vorgelegtes Memorandum übe r 
die Auswirkungen der Revolution i m Iran auf die südafr ikani
sche Erdö lve r so rgung 8 . Durch den Sturz des Schah war 1979 
der Hauptlieierant der südafr ikanischen Raffinerien weggefal
len. Gleichzeitig v e r s t ä r k t e n die OPEC-Länder , die schon vorher 
einen Lieferstopp gegen Südafr ika ve rhäng t hatten, ihren 
Druck auf die transnationalen Ölkonzerne, diesem Verbot Folge 
zu leisten. Nur durch die Zahlung weit übe rhöh te r Preise auf 
dem sogenannten Spotmarkt und Kompensationszahlungen an 
das Ö l u n t e r n e h m e n Shell i n Höhe von 30 M i l l US-Dollar für die 
Risiken illegaler Transaktionen konnte der Stillstand der wich
tigsten Raffinerien verhindert werden. 
A n den Instrumenten für die Durchführung einer Sanktionspo
l i t i k gegenüber Südafr ika fehlt es also bei entsprechendem poli
tischem Willen (vor allem) der westlichen Industriestaaten 
nicht. Die Schwierigkeiten liegen anderswo, nämlich in der Un
sicherheit, wie das Apartheidsystem auf einen derartigen 
Frontalangriff zu seiner Beseitigung reagieren würde . Es geht 
hier um die vielfach an die Wand gemalte Gefahr eines Rück
zugs vor allem des burischen Bevölkerungstei ls in das >Lager< 
bzw. die >Wagenburg<, das heißt einer Verteidigung der we ißen 
Vorherrschaft mi t allen zur Verfügung stehenden Mit teln, mög
licherweise auch se lbs tmörder i schen . Das Potential zu paranoi
dem Verhalten in der südafr ikanischen Politik ist zweifellos 
groß. Die mitleidslose Un te rd rückung einer andersfarbigen 
Mehrheit durch eine rassische Minderheit kann wohl kaum 
eine andere Haltung produzieren. 
So wie die internationale Gemeinschaft über substantielle 
Sankt ionsmögl ichke i ten verfügt, verfügt Südafr ika übe r Mög
lichkeiten, westliche und schwarzafrikanische Länder als Ver
geltung für Sanktionen empfindlich zu treffen. Südaf r ika 
könn te auf einen Erdölboykot t mi t der Einstellung aller Roh
stofflieferungen reagieren. Das würde der westlichen Industrie 
zweifellos be t rächt l iche Schwierigkeiten bereiten, obwohl das 
A u s m a ß der durch ein solches Vorgehen gefährdeten Arbeits
plä tze häufig übe r t r i eben und die Fähigkei t der transnationalen 
Unternehmen, auf einen Lieferstopp flexibel zu reagieren, un
tertrieben w i r d 9 . Längerfr is t ig würde Südafr ika sich mi t einem 
Gegenboykott allerdings selbst am meisten schaden, denn eine 
solche Reaktion hä t t e se lbs tzers törer ischen Charakter. Der Be
darf der westlichen Industriestaaten an den Rohstoffen des 
Südl ichen Afr ika geht zurück, ablesbar unter anderem an fal
lenden Weltmarktpreisen, so daß Südafr ika kein Interesse 
daran haben kann, eine Umorientierung der westlichen Unter
nehmen auf andere Märk te zu provozieren. Zum anderen w ä r e 
mi t der Einstellung der Lieferungen ein drastischer Verlust an 
Deviseneinkommen verbunden, obwohl dieses für die Finanzie
rung der zwei wichtigsten Voraussetzungen für das Über leben 
des Minderheitsregimes — hoher Lebensstandard für die Wei
ßen, umfangreicher Sicherheits- und Mi l i t ä rappara t zur Nieder
haltung der Schwarzen — dringend gebraucht wird . 
Wahrscheinlicher ist, daß Südafr ika die von seiner Wirtschaft 
und seinen Verkehrswegen i n hohem Maße abhäng igen Nach
barstaaten, insbesondere das vom südaf r ikanischen Territo
r ium umschlossene Lesotho, als Geiseln einsetzen wird , um 
Sanktionen abzuwehren. Lesotho und Swasiland importieren 
etwa 90 v H der Waren aus Südafr ika. Auch die wirtschaftliche 
Verflechtung Botswanas, Simbabwes und Mosambiks mi t Süd
afrika ist bekanntlich vielfältig. Daß Pretoria als Druckmittel 
gegebenenfalls auch mil i tär ische Aktionen nicht scheuen wür
de, ist durch die in den vergangenen Jahren betriebene Destabi-
lisierungspolitik gegen verschiedene Regierungen nur allzu 
deutlich geworden. Bei einer Verhängung von Sanktionen 
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müßte der Sicherheitsrat daher Vorsorge für entsprechende 
Hi l f smaßnahmen (Luftbrücke, Kompensationszahlungen etc.) 
an Lesotho und andere Lände r tragen. Das w ä r e ohne Zweifel 
kostspielig und eine Last, die in erster Linie die westlichen 
Industriestaaten treffen würde . Wahrscheinlich m ü ß t e n diese 
Hi l f smaßnahmen sogar mil i tär isch abgesichert werden, ähnl ich 
wie ein Ölboykott gegen Südafr ika. I m Prinzip ist das machbar, 
angesichts der großen Entfernung von den Einsatzbasen der 
NATO und der engen Beziehungen einiger Nachbarstaaten 
Südafr ikas zum Ostblock aber mi t be t rächt l ichen organisatori
schen und politischen Schwierigkeiten verbunden. 
Es geht keineswegs darum, die These zu vertreten, daß Süd
afrika bei einem internationalen Wirtschaftsboykott zwangsläu
fig den Rückzug i n die Wagenburg eintreten und so extrem wie 
beschrieben reagieren wird , obwohl die südafr ikanische Propa
ganda gerne mi t diesem Argument arbeitet, u m die westliche 
Öffentlichkeit von einem Boykott abzuschrecken. Die Einschät
zung Heribert Adams, daß es sich bei dem Apartheidregime 
nicht mehr um ein i m strengen Sinne rassistisches Regime, 
sondern um eine »pragmat i sche Rassenol igarchie« handele, de
ren Verhalten maßgebl ich an rationalen Kosten-Nutzen-Krite
rien orientiert i s t 1 0 , läßt ein Zurückweichen bei der ernsthaften 
Androhung von Sanktionen als durchaus möglich erscheinen. 
Andere vermuten dagegen eine Wiederholung der Erfahrung, 
daß stark ideologisch bzw. religiös motivierte Herrschaftseliten 
unter ä u ß e r e m Druck nicht auseinanderfallen, sondern zusam
menrücken . I n der Tat kann man bezweifeln, ob bei einem 
umfassenden Boykott und der damit einhergehenden Isolie
rung der Weißen in Südafr ika diesen noch klarzumachen ist, 
daß der Boykott nicht auf ihre Vernichtung, sondern auf die 
Beendigung der Un te rd rückung der schwarzen Bevölkerung 
zielt. 

Man kann also extreme Reaktionen der südaf r ikanischen Füh
rung nicht ausschl ießen. Al le in diese Gefahr dürfte ausreichen, 
daß unter den Bedingungen einer pluralistischen Demokratie, 
für die wirtschaftlicher Wohlstand, Vollbeschäftigung und Si
cherheit grundlegende Bedingungen ihrer Stabi l i tä t sind, kein 
innenpolitischer Konsens für ein Vorgehen zu erreichen ist, das 
mi t relativ hohen Kosten (Verlust von Arbei tsplä tzen, zurückge
hende Gewinne verschiedener Unternehmen etc.) und zahlrei
chen Unsicherheiten belastet ist. Obwohl das Apartheidsystem 
in eklatanter Weise gegen westliche Vorstellungen von Mensch
lichkeit und Demokratie verstößt , gehör t es nach den bisheri
gen Erfahrungen nicht zu den Wesensmerkmalen westlicher 
Demokratien, für die außenpol i t ische Durchsetzung dieser Kon
zepte große Kosten und Risiken einzugehen — es sei denn, es 
besteht gegenüber dem betreffenden Land gleichzeitig ein 
Feindbild bzw. eine Bedrohungslage (siehe die eingangs er
w ä h n t e Diskussion über Sanktionen i m Ost-West-Verhältnis). 
Südafr ika stellt jedoch keine Bedrohung für den Westen dar, 
auch wenn die Apartheidpolitik den westlichen Interessen i n 
verschiedener Hinsicht schadet. Zweifellos sind die morali
schen Grenzen der Außenpoli t ik in den westlichen Demokra
tien für alle die, die Erfahrungen mi t den unmenschlichen Aus
wirkungen der Apartheidpolitik haben, eine schwer zu akzeptie
rende Reali tät . Eine ebensowenig bestreitbare Tatsache ist lei
der aber auch, daß der wil lkürl iche Umgang einiger afrikani
scher Regierungen mi t den Menschenrechten es der südafrika
nischen Propaganda leicht gemacht hat, Behauptungen übe r 
den einzigartigen Unrechtscharakter des Apartheidsystems in 
Frage stellen. 

I I I . Abgleiten des Südlichen Afrika in Gewalt und Zerstörung 

Gleichwohl m ü s s e n die westlichen Länder nicht auf eine Au
ßenpoli t ik verzichten, die vorausschauend tät ig ist i m Hinblick 
auf grundlegende Wertvorstellungen und längerfrist ige Interes
sen. Aufgabe vor allem der politischen F ü h r u n g ist es, zwischen 
beiden einen inneren, konzeptionell übe rzeugenden Zusam
menhang herzustellen. Geschieht das nicht, ist eine ziellose, den 

Ereignissen eher nachlaufende als sie formende Politik die Fol
ge, die zers törer i sche Entwicklungen nicht abzwenden vermag. 
Die Südafr ikapoli t ik der westlichen Staaten ist i n den letzten 
Jahren zunehmend in dieses Fahrwasser geraten. Nicht der 
Westen, sondern in erster Linie Südafr ika dikt ier t den Gang der 
Ereignisse i m Südl ichen Afr ika und löst dadurch Entwicklun
gen aus, die fast durchweg zum Schaden längerfr is t iger westli
cher Interessen sind. Nicht zufällig spricht man in Pretoria 
schon von dem >Papiertiger< westliche Südafrikapoli t ik. 
Insbesondere sind es die folgenden Entwicklungen, die die 
Glaubwürdigke i t des westlichen Anspruchs, durch Verhandlun
gen einen f r iedl ichen Wandel< herbe i führen zu wollen und zu 
können , nachhaltig unterminieren. I n Namibia ist es trotz Ein
setzung der westlichen Kontaktgruppe vor übe r sechs Jahren 
bis zum heutigen Tage nicht gelungen, eine international akzep
table Lösung auszuhandeln, obwohl führende westliche Politi
ker immer wieder mi t optimistischen E r k l ä r u n g e n den Ein
druck erweckt haben, man s tünde kurz vor dem endgül t igen 
Durchbruch. Den Diplomaten ist die zumeist mühse l ige Auf
gabe zugefallen, die vielfältigen E inwände der einen oder ande
ren Seite wieder aus dem Weg zu r ä u m e n und ein zerbrechli
ches Paket des wechselseitigen Ausgleichs k o n t r ä r e r Zielset
zungen zu schnüren . Eine große Chance zu einem erfolgreichen 
Abschluß der Verhandlungen wurde i m Dezember 1978 wäh
rend eines Besuchs der fünf Außenmin i s t e r der Lände r der 
Kontaktgruppe bei Premierminister Botha vergeben. Es galt, 
die südafr ikanische Regierung zur Annahme des in den vorher
gehenden Monaten mi t großen Schwierigkeiten ausgehandel
ten und dann mi t Resolution 435 des Sicherheitsrats 1 1 gebillig
ten Plans zu bewegen. F ü r den Fall einer Weigerung Bothas 
hatten die fünf Außenmin i s t e r einen detaillierten Sanktions
plan i m Gepäck. Soweit seine Einzelheiten bekannt wurden, 
konnte er als realistisch gelten. Er forderte von Südafr ika 
nichts Unmögliches , sah aber sowohl i n zeitlicher Hinsicht als 
auch mi t Blick auf die materiellen Auswirkungen gut kontrol
lierbare M a ß n a h m e n (z. B. Unterbrechnung des Frachtflugver
kehrs für jeweils drei Monate) vor. Botha dagegen spielte hart 
und zeigte sich entschlossen, i n Namibia >interne< Wahlen i m 
Gegensatz zu den P länen der Kontaktgruppe durchzuführen . 
Dagegen protestierten die Außenmin i s t e r zwar, den Sanktions
plan aber l ießen sie fallen. Botha bot ihnen einen vordergründi 
gen Kompromiß an: es könne trotz der Wahlen weiterverhan
delt werden. 

Gewiß läßt sich nicht mi t letzter Sicherheit sagen, ob die süd
afrikanische Regierung bei Anwendung der geplanten Sanktio
nen nachgegeben hä t te . Die Tatsache, daß dieser Plan eben 
nicht einen Frontalangriff auf das Apartheidsystem zum Ziel 
hatte, macht das aber in hohem Maße wahrscheinlich. Die von 
Adam hervorgehobene pragmatische, an rationalen ökonomi
schen Kri ter ien ausgerichtete Seite des Apartheidsystems hä t t e 
zum Tragen kommen können . Die Nachgiebigkeit der fünf 
westlichen Außenmin i s t e r aber wurde von Südafr ika nicht ho
noriert. Tatsächl ich sind die B e m ü h u n g e n der Kontaktgruppe 
seit Ende der siebziger Jahre von einem schleichenden und wie 
unaufhaltsam erscheinenden Prozeß der Ausweitung kriegeri
scher Aktionen begleitet. M i t Betroffenheit, aber auch Hilflosig
keit reagierte die internationale Öffentlichkeit insbesondere 
auf den Einmarsch südafr ikanischer Truppen in Südangola i m 
Herbst 1981 (>Operation Protea<). Weitere Aktionen dieser A r t 
folgten und heute ist Südangola bis zu einer Tiefe von ca. 
250 k m de facto unter der Herrschaft des südaf r ikanischen M i l i 
t ä r s . 
Eine kontinuierliche Ausweitung gewaltsamer Aktionen ist seit 
Ende der siebziger Jahre auch in Südafr ika selbst und i n den 
Beziehungen Südafr ikas zu seinen Nachbarstaaten zu verzeich
nen. Bedingt nicht zuletzt durch das blutige Vorgehen der Re
gierung gegen den Aufstand der Jugendlichen i m Juni 1976, hat 
die schwarze Bevölkerung die Hoffnungen auf einen friedlichen 
Wandel überwiegend aufgegeben. Politische Integration der 
schwarzen Bevölkerung w i r d von der F ü h r u n g des weißen Süd-
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afrika heute so wenig wie vor 30 Jahren angestrebt, trotz wich
tiger Schritte i n einigen Bereichen, insbesondere was die Zulas
sung schwarzer Gewerkschaften betrifft. Ziel von Bothas >Re-
formpolitik< ist es vielmehr, die Mehrheit der Bevölkerung 
durch die Zuordnung zu sogenannten u n a b h ä n g i g e n schwarzen 
Staaten Schritt für Schritt ihrer südaf r ikanischen S taa tsbür 
gerschaft verlustig gehen zu lassen und dadurch die weiße Vor
herrschaft zu zementieren. Darauf sowie auf die Sicherung der 
innenpolitischen Machtstellung der regierenden Nationalen 
Partei und Bothas selbst zielt auch die geplante Verfassungsre
form letztlich ab. Botha und der für die Reform zus tändige 
Minister haben keinen Zweifel daran gelassen, daß sie eine Ein
beziehung der schwarzen Mehrheit i n diese neue Konstruktion 
nicht beabsichtigen. De facto w i r d die südafr ikanische Wirt
schaft aber auch in Zukunft zu mehr als 70 v H von der Arbeits
kraft der schwarzen Bevölkerung abhängen . 
Südafr ikanische Politiker und Mili tärs sind sich bewußt , daß 
ihr Vorgehen auf größten Widerstand bei der schwarzen Bevöl
kerung stößt und weitere Gewalt produziert wird . Sie glauben 
jedoch, diesen Widerstand durch Verschärfung der inneren 
Repression kontrollieren und den bewaffneten Kampf auf nied
rigem Niveau halten zu können . Entscheidend dafür ist, den 
Guer i l lakämpfern der Befreiungsbewegungen Ausbildungsla
ger, Einsatzbasen und Infi l t ra t ionsmöglichkei ten in den Nach
b a r l ä n d e r n zu versagen. Nach dem Vorbild Israels hat sich Pre
toria einer harten, p räven t iven Antiguerillastrategie verschrie
ben. Abschreckende Destabilisierungs- und Verge l tungsmaß
nahmen gegenüber Mosambik, Simbabwe, Lesotho und ande
ren L ä n d e r n sind zu den wichtigsten Instrumenten dafür ge
worden. Strategisch wichtige Infrastruktureinrichtungen und 
Verkehrswege werden entweder durch von Südafr ika unter
s tütz te Rebellenbewegungen oder unmittelbar durch Einheiten 
der südaf r ikanischen Stre i tkräf te angegriffen. Nur vereinzelt 
handelt es sich dabei ta tsächl ich um Aktionen unmittelbaren 
Nachsetzens (>hot pursuit<) gegen Guerilleros des Afr ikani
schen Nationalkongresses (ANC). 

Es gibt wenig Zweifel, daß dieser Prozeß der Gewalt und Zerstö
rung weiter eskalieren wird , wenn in ihn nicht von außen einge
griffen wird . Für die längerfr is t igen westlichen Interessen ist 
diese Eskalation vor allem in zweifacher Hinsicht gefährlich: 
Zum einen kollidiert die auf die Nachbarstaaten ausgreifende 
Strategie Südafr ikas unmittelbar mi t der westlichen Zielset
zung, das Südliche Afr ika durch eine umfangreiche Unters tü t 
zung der Konferenz zur Koordinierung der Entwicklung i m 
Südl ichen Afr ika (Southern African Development Co-ordinating 
Conference, SADCC) ökonomisch und politisch zu stabilisieren. 
Der für die SADCC und die westlichen Geber länder so wichtige 
Verkehrs- und Infrastrukturbereich steht dabei i m Mittelpunkt; 
Mill ionen von westlichen Entwicklungsgeldern sind in Gefahr, 
sinnlos verschleudert zu werden. Zum anderen spielt das Vorge
hen Südafr ikas der öst l ichen Einflußsuche in die H ä n d e 1 2 . Die 
sozialistisch orientierten Regierungen Mosambiks und Angolas 
wollen sich vor allem aus wirtschaftlichen G r ü n d e n wieder ver
s t ä rk t den westlichen Lände rn zuwenden. Ihre enge militä
rische und politische Zusammenarbeit mi t den Staaten des so
zialistischen Lagers< substantiell zu lockern, erlaubt ihnen die 
von Pretoria ausgehende Bedrohung aber nicht. 

IV. Was ist zu tun? 

Seit langem w i r d die Apartheidpolitik von den westlichen Re
gierungen verbal scharf verurteilt. Auch Mitglieder der Reagan-
Regierung haben sie als »widerwärt ig« bezeichnet. Auf wir t 
schaftspolitischem Gebiet jedoch verhalten sich die westlichen 
Länder , so kürzlich ein australischer Südaf r ikakenner , wie »De
facto-Verbündete« des Apartheidregimes 1 3 . Ein besonders kras
ses Beispiel hierfür war die große Eile, mi t der der südafr ikani
schen Wirtschaft i m November 1982 zur Bewilligung eines 
1,2-Mrd-Dollar-Kredits durch den Internationalen Währungs 
fonds (IMF) verholfen wurde. Dieser Kredi t wurde von Süd

afrika maßgebl ich aus politischen G r ü n d e n angestrebt. Pretoria 
wollte die Boni tä t Südafr ikas i m internationalen Finanzge
schäft trotz der Rassenpolitik ausdrückl ich bes tä t ig t bekom
men; der Kredi t wurde schließlich größtente i ls vorzeitig zurück
gezahlt. 
Die gegenwär t ige amerikanische Regierung hat derartige For
men des Entgegenkommens unter dem Stichwort kons t ruk t i 
ves Engagement sogar zum außenpol i t i schen Prinzip erhoben. 
Sie m u ß sich fragen lassen, ob sie nicht für die Überzeugungs
kraft der westlichen Politik insgesamt gefährl iche Doppelstan
dards vertri t t , wenn sie einerseits für Südafr ika solches Entge
genkommen zeigt, andererseits i m NATO-Rahmen dazu aufge
fordert hat, die polnische Arbeiterschaft und ihre Gewerk
schaftsbewegung durch ökonomische Sanktionen vor Unter
d rückung zu schützen. Die Lage der schwarzen Arbeiterschaft 
und ihrer Gewerkschaften in Südafr ika ist i n dieser Hinsicht 
nicht weniger bedrückend. Auf jeden Fall ist festzustellen, daß 
eine Lösung für Namibia auch mi t dieser Politik bis zum heuti
gen Tage nicht erreicht wurde. 
Abschl ießend soll andeutungsweise skizziert werden, wie eine 
aktive, friedlichen Wandel übe rzeugend vertretende Politik 
wohl auszusehen hät te . Davon mag manches gegenwär t ig nicht 
in die politische Landschaft westlicher Staaten passen, bei an
deren Elementen dagegen handelt es sich nur um eine Vers tär 
kung bereits vorhandener Politiken. Grundsätz l ich ist dabei von 
folgendem auszugehen. Erstens ist es trotz der kolonialen Ent
stehungsgeschichte des Apartheidregimes nicht Aufgabe exter
ner Mächte , die Befreiung der schwarzen Bevölkerung für sie 
zu e rkämpfen . Das w i r d von den meisten Schwarzen nicht ein
mal gewünsch t und könn te a u ß e r d e m den komplizierten Prozeß 
der Entwicklung einer e igens tändigen , die weiße Minderheit 
mi t einbeziehenden politischen Kul tur behindern. Die Befrei
ung der Schwarzen ist mehr als lediglich die Zers törung der 
äußeren Strukturen des Apartheidsystems. Wohl aber kommt 
es entscheidend darauf an, daß sich die westlichen Industrie
staaten dem Befreiungskampf nicht durch eine wirtschaftliche 
Absicherung des Apartheidsystems, die über das interessenpoli
tisch absolut Notwendige hinausgeht, mehr oder weniger wis
sentlich in den Weg stellen. Die Vergabe des IMF-Kredits 
ebenso wie die von Hermes-Bürgschaf ten durch die Bundesre
gierung i m Handel mi t Südafr ika sind aus dieser Sicht nicht zu 
rechtfertigen. 
Zweifellos ist es für die Regierungen der westlichen L ä n d e r 
keine leichte Aufgabe, i n der Südafrikapoli t ik die richtige Linie 
zwischen einer Überforderung der pa r l amen ta r i sch - rep räsen ta 
tiven Konsensmögl ichke i ten und einer Vernachläss igung ihrer 
Führungsau fgaben i m Hinblick auf längerfrist ige westliche In 
teressen und Wertvorstellungen zu finden. Der Banken- und 
F inanzausschuß des amerikanischen R e p r ä s e n t a n t e n h a u s e s 
hat — indem er eine Aufstockung des amerikanischen Beitrags 
zum I M F nur mi t der E insch ränkung gebilligt hat, daß keine 
weiteren IMF-Kredite an Südafr ika vergeben werden — einen 
Anstoß in die richtige Richtung gegeben. Weitere Gesetze zur 
E insch ränkung des Handels mi t Südafr ika liegen dem Reprä
sentantenhaus vor. I m übr igen sind es häufig weniger die Wäh
ler als führende Kreise der Wirtschaft, die vorausschauendes 
Handeln durch ihr häufig einseitiges Eintreten für die südafri
kanische Politik verhindern. Aufgrund ihrer kurz- bis mit telfr i 
stig angelegten Gewinninteressen w i r d sich daran kaum etwas 
ändern . Die Un te rnehmens füh rungen sollten sich aber d a r ü b e r 
i m klaren sein, daß sie damit längerfrist ig dem Trend zur Eska
lation der Gewalt Vorschub leisten und Ziel des gewaltsamen 
Widerstandes in steigendem Maße die recht verwundbare und 
auch für sie wichtige Infrastruktur Südafr ikas sein w i r d 
(ebenso wie die westlichen Unternehmen selbst) 1 4. 
Die wichtigste Aufgabe der westlichen Politik, wenn sie auf 
einen möglichst friedlichen Wandel hinarbeiten wi l l , liegt darin, 
sich deutlich erkennbaren Fehlentwicklungen der südafr ikani
schen Politik energisch in den Weg zu stellen. Hier kommt die 
Erkenntnis zum Zuge, daß das Apartheidsystem bei begrenzten 
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Zielsetzungen durchaus auf ökonomischen und anderen Druck 
reagieren dürfte. Es ist kein Zufall, daß der Weg für schwarze 
Gewerkschaften freigemacht wurde, als sich der Widerstand in 
Südafr ika 1976 verschärf te und in den westlichen Ländern , ins
besondere den USA unter der Regierung Carter, sehr viel ern
ster über wirtschaftliche Sanktionen und Druckmögl ichkei ten 
nachgedacht wurde als heute. 

Abzublocken sind vor allem die drei folgenden Fehlentwicklun
gen: 
• Die schrittweise Ausbürgerung der schwarzen Mehrheit 
durch die unter neuen Bezeichnungen fortgeführte Politik der 
Bantustans. Diese Politik ist unter mißbräuchl icher Berufung 
auf das Selbstbestimmungsrecht das Kerns tück aller Bestre
bungen, ein politisch gleichberechtigtes Zusammenleben zwi
schen schwarz und weiß zu verhindern. Die westlichen Regie
rungen sollten sich so schnell wie möglich darauf einigen, daß 
die Entlassung weiterer Bantustans in die >Unabhängigkeit< 
G e g e n m a ß n a h m e n zur Folge haben wird , die über die völker
rechtliche Nichtanerkennung hinausgehen. Die Androhung von 
selektiven ökonomischen Sanktionen (z. B. Unterbrechung des 
Frachtflugverkehrs) dürfte gerade in dieser Frage erfolgver
sprechend sein, wei l erstens diese Politik unter den Weißen 
Südafr ikas selbst sehr umstritten, zweitens bei den F ü h r e r n der 
sogenannten u n a b h ä n g i g e n schwarzen Staaten eine beträcht l i 
che Ernüch te rung eingetreten ist (und zum Teil wieder eine 
Reintegration angestrebt wird) und drittens die Regierung 
Botha selbst das Scheitern dieses Konzepts i m Prinzip einge
standen hatte. 

• Die massiven Repressionsmaßnahmen gegen Führer schwar
zer Gewerkschaften und anderer politischer Organisationen. 
Die Gewerkschaften und verschiedene andere Organisationen 
der Schwarzen sowie der Südafr ikanische Kirchenrat und die 
katholische Kirche sind gegenwär t ig die wichtigsten Träge r 
eines friedlichen Wandels in Südafrika. Angesichts der Tatsa
che, daß fr iedlicher Wandel< auch die Hauptforderung der 
westlichen Politik ist, bleibt das Eintreten westlicher Politiker 
oder Gewerkschaf ts führer für F ü h r e r und Mitglieder dieser Or
ganisationen, wenn sie von südafr ikanischen Repress ionsmaß
nahmen (also von Verhaftung und teilweise Folter) getroffen 
werden, weit hinter dem Notwendigen zurück, ist häufig unver
ständl ich schwach. Auf der diplomatischen Ebene hat dabei in 
der Vergangenheit zweifellos eine Rolle gespielt, daß auf einen 
unges tö r t en Fortgang der Namibia-Verhandlungen Rücksicht 
genommen werden sollte; diese Rücks i ch tnahme ist aber von 
der südafr ikanischen Regierung nicht honoriert worden und 
sollte daher aufgegeben werden. Um eine entschiedenere Hal
tung in dieser Frage zu akzentuieren, w ä r e daran zu denken, 
sowohl i m Bundestag als auch i m Europä ischen Parlament Gre
mien mi t Abgeordneten aller Fraktionen zu gründen, um in spe
ziell diesen Fäl len energisch die Stimme zu erheben und die 
politische F ü h r u n g zu einem Einschreiten zu animieren. Auch 
i m NATO-Rahmen w ä r e ein derartiges Gremium wünschens 
wert; die Amerikaner Ferguson und Cotter haben schon 1978 
die Vielfalt der Möglichkei ten dargelegt, Protesten politischen 
Nachdruck zu ver le ihen 1 5 . 

• Die de stabilisierenden Übergriffe, also die Abwälzung des 
Konflikts auf die Nachbarstaaten. Die wirtschaftliche Unter
s tü tzung der westlichen Industriestaaten für die SADCC ist 
zweifellos ein wichtiger Schritt, die Auswirkungen des Rassen
konflikts i n Südafr ika auf die Region in Grenzen zu halten. 
Gegen mil i tär ische Des t ab i l i s i e rungsmaßnahmen ist diese Un
te r s tü tzung aber offensichtlich nur bedingt wirksam; die westli
che SADCC-Politik braucht daher eine Ergänzung auf der si
cherheitspolitischen Seite. In gewissen Grenzen mag auch hier 
die Androhung von ökonomischem Druck mäßigend auf das 
Vorgehen Pretorias wirken; da rübe r hinaus wi rd aber die Frage 
von mil i tär ischen Hi l f smaßnahmen an verschiedene SADCC-
Länder einschließlich Mosambiks diskutiert werden müssen . 
Ansatzpunkte für eine Militärhilfe westlicher Länder finden 

sich insbesondere in den Beziehungen Großbr i t ann iens zu Sim
babwe sowie Portugals zu Mosambik; sowohl i m Rahmen der 
Europä i schen Politischen Zusammenarbeit als auch i m atlanti
schen Verhäl tn is w ä r e zu über legen, ob diese Mili tärhi lfemaß
nahmen nicht auszuweiten und zu einem integralen Bestandteil 
der westlichen Politik i m Südl ichen Afr ika zu machen sind. Es 
ginge dabei sowohl um Waffenlieferungen als auch u m Ausbil
dungshilfe. Ein besonders wichtiger Bereich für die Eindäm
mung mil i tär ischer Übergriffe Südafr ikas ist der Luftüberwa-
chungs- und Verteidigungssektor, i n dem diese Lände r hoff
nungslos unterlegen sind. Die östliche E inf lußnahme könn te 
durch ein solches Vorgehen zweifellos gemindert werden; ande
rerseits gibt es verschiedene praktische Schwierigkeiten, die es 
geraten sein lassen, den Einsatz des Mil i tärhi l fe-Ins t rumentar i 
ums gut zu durchdenken. 

Das Abblocken der genannten Fehlentwicklungen w i r d mi t ei
niger Wahrscheinlichkeit zur Folge haben, daß die südafr ikani
sche Regierung wieder auf die internen G r ü n d e des Konflikts 
verwiesen w i r d und sich s t ä rke r als bisher der Frage ausgesetzt 
sieht, wie ein Weg zur politischen Integration aller Bevölke
rungsteile gefunden werden kann. Wie bisher schon, sollte ein 
intensiver politisch-diplomatischer Dialog zu dieser Frage ange
boten und der bereits 1964 von der Myrdal-Gruppe vorgeschla
gene Plan eines >Nationalkonvents< erneut in die Diskussion 
gebracht werden. Dieser Vorschlag w i r d von fast allen opposi
tionellen, insgesamt also die große Mehrheit der südafr ikani
schen Bevölkerung r ep rä sen t i e r enden Gruppen und Bewegun
gen un te rs tü tz t . Eine völlige diplomatische Isolierung Süd
afrikas, wie sie von der UN-Generalversammlung verschiedent
lich gefordert worden ist, s tünde einem solchen, Druckaus
übung e rgänzenden Dialog i m Wege. Die Notwendigkeit eines 
intensiven Dialogs erstreckt sich aber auch auf die von den Ver
einten Nationen anerkannten Befreiungsbewegungen, insbe
sondere den ANC. Die Tatsachen, daß sie einen bewaffneten 
Kampf führen und mi t dem Ostblock zusammenarbeiten, wer
den zu Unrecht gegen einen solchen Dialog ins Feld geführt . 
E inwände gegen die Legi t imitä t des bewaffneten Kampfes 
übe rzeugen angesichts einer seit Jahren zustimmenden Resolu
tionspraxis der UN-Generalversammlung — und damit der 
Staatenmehrheit — zum bewaffneten Widerstand und einer 
fünfzigjährigen Geschichte des gewaltfreien, aber nicht zum 
Ziele führenden Widerstandes nicht. Und was die Zusammenar
beit mi t den sozialistischem Staaten betrifft, so kommt es 
gerade darauf an, durch eine Intensivierung des Dialogs und 
der Zusammenarbeit die sonst zwangsläufige Abhängigke i t der 
Befreiungsbewegungen von der Sowjetunion zu verhindern. 
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Rituale, Resolutionen und Frustrationen 
Die internationale Verhandlungsmaschinerie 

Die zahlreichen Mammutkonferenzen im Rahmen der Verein
ten Nationen haben nach Ansicht vieler Beobachter trotz oder 
vielleicht gerade wegen des hohen Aufwands bisher wenig an 
greifbaren Ergebnissen erbracht. Dabei haben sich erfolgshin
dernde Rituale herausgebildet, und das verbissene Ringen um 
vieldeutige und zumeist unverbindliche Resolutionstexte hat 
den Nord-Süd-Dialog kaum befruchtet. Es ist daher an der Zeit, 
der zunehmenden Lustlosigkeit und Frustration unter den Dia
logteilnehmern entgegenzuwirken und den Weg freizumachen 
für Reformen auch im Bereich des eigentlichen Verhandlungs
mechanismus, der sich zunehmend als ein Hindernis eigener 
Art erweist. Doch können solche Verbesserungen allein nicht 
den politischen Willen zu Veränderungen in den internationa
len Wirtschaftsbeziehungen ersetzen. Diese aber sind ange
sichts der dramatischen Verschlechterung der Entwicklung der 
Weltwirtschaft und der katastrophalen Auswirkungen auf die 
Länder der Dritten Welt notwendiger denn je1. 

Die Zusammenarbeit zwischen den Industrie- und Entwick
lungs ländern nahm seit der Unabhäng igke i t letzterer zwei 
grundverschiedene Formen an, die sich vereinfacht wie folgt 
beschreiben lassen: I n der Hilfe beim Aufbau der Lände r der 
Dri t ten Welt gab es ein Miteinander, i n den Beziehungen zwi
schen Nord und Süd hingegen mehr ein Gegeneinander. Wäh
rend die Indus t r i e l änder von Anfang an bereit waren, in der 
Entwicklungszusammenarbeit Erfahrungen und Geld zur Ver
fügung zu stellen, taten sie sich ungleich schwerer, i n der Aus
gestaltung des Nord-Süd-Verhäl tn isses etwas von ihrem Besitz
stand abzugeben und die internationalen Rahmenbedingungen 
zum Nutzen der Dri t ten Welt entsprechend anzupassen. 
Dieser Konservatismus der >Reichen< gegenüber den militant
fordernden >Armen<, das Zögern der >Haves< gegenüber den 
>Have-nots< ist so unvers tänd l ich eigentlich nicht. Doch wäh
rend i m Bereich der Entwicklungshilfe die Partner gemeinsam 
Lehren aus den nun einmal unvermeidlichen Fehlern zogen 
und daher die Zusammenarbeit fortlaufend verbesserten, sind 
ähnl iche Folgerungen auf dem ebenso fehler t rächt igen Feld der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen bisher kaum gezogen 
worden. Erst i n a l ler jüngster Zeit haben Untersuchungen einer 
Commonwealth-Expertengruppe 2 und — darauf aufbauend — 
die Brandt-Kommission i n ihrem E r g ä n z u n g s m e m o r a n d u m 3 

auf dieses Problem aufmerksam gemacht, nachdem weder die 
Vorschläge einer UN-Sachvers tänd igengruppe aus dem Jahre 
19754 noch die häufigen Hinweise des UN-Genera l sekre tä r s in 
seinen j äh r l i chen Berichten übe r die Arbeit der Organisation 
viel gefruchtet haben. 

Da die seit Jahren anhaltende Weltrezession den Nord-Süd-Dia
log — falls es ihn jemals i m echten Sinne des Wortes gegeben 
hat — weitgehend zum Erliegen gebracht hat, bietet die aufge
zwungene Denkpause vielleicht eine gute Gelegenheit, auch 
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diesem Bereich mehr Aufmerksamkeit zu widmen als in der 
Vergangenheit, zumal gerade für das Beispiel der UNCTAD-
Konferenzen eine ausführl iche kritische Studie über die Unzu
längl ichkei ten der bisherigen Verhandlungspraxis vorliegt 5 . A l 
lerdings ist die Anfang Jul i mi t e n t t ä u s c h e n d e m Ergebnis been
dete neuerliche Welthandels- und Entwicklungskonferenz 
(UNCTAD VI) — ungeachtet erfreulicher Elemente der Mäßi
gung und der Vernunft i n der Sache — i m rein Prozeduralen 
weiter nach dem eingefahrenen Schema abgelaufen. Das hat 
die ohnehin aufgestauten Frustrationen weiter vers tä rk t , viel
leicht aber auch die Erkenntnis gefördert, daß die bisherige 
Verhandlungspraxis derart gigantischer Konferenzen mehr 
und mehr zu einem e igens tänd igen Hindernis für Fortschritte 
i n den Beziehungen geworden ist. Diese leiden allerdings ent
scheidend daran, daß der politische Wille zum Ausbau der Zu
sammenarbeit zu w ü n s c h e n übr ig läßt. 

Entwicklung des UN-Systems 

Demgegenüber war der Gestaltungswille der wichtigsten Indu
s t r ie länder gegen Ende des letzten Krieges ungleich größer . So 
wurde die Bildung der Vereinten Nationen und der sogenann
ten Bretton-Woods-Institutionen als Teil einer vorausschauen
den Politik i n erster Linie von den Vereinigten Staaten und 
Großbr i t ann ien vorangetrieben. Wenige Jahre danach kam mi t 
dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) eine 
weitere internationale Wirtschaftsorganisation hinzu, die aller
dings unvollkommen blieb, nachdem der amerikanische Kon
greß die weitergehenden Vorschläge zur Schaffung einer Inter
nationalen Handelsorganisation (ITO) abgelehnt hatte. 
Von der spä t e ren Verdreifachung der Zahl der Staaten sind 
diese Einrichtungen i m Kern weniger b e r ü h r t worden als die 
Organisation der Vereinten Nationen. Bei Weltbank und Inter
nationalem Währungsfonds (IMF) richtet sich das Stimmenge
wicht vornehmlich nach den Kapitalquoten der >Aktionären 
Das aber sind, ungeachtet einer bemerkenswerten Fortentwick
lung dieser Gremien in der Zwischenzeit, i n der Mehrheit wei
terhin die westlichen Indus t r ie länder , zumal die Sowjetunion 
diesen Organisationen und dem GATT nicht beitrat. Beim 
GATT wiederum, dem überd ies manche bedeutende Entwick
lungs länder (wie Mexiko, Venezuela oder Marokko) weiterhin 
nicht angehören , richtet sich der Einfluß nach der Handels
macht, die nach wie vor bei den westlichen Indus t r i e l ändern 
liegt. Daher stellen diese auch immer die Vorsitzenden dieser 
Institutionen. 
I m Gegensatz hierzu ist die numerische Gleichheit aller Staa
ten bei den Vereinten Nationen und den meisten Sonderorgani
sationen durch den Grundsatz >ein Land, eine Stimme< (one 
country, one vote) gegeben. Formal ist dort ein Kleinststaat m i t 
70 000 Einwohnern genauso so >stark< wie eine Supermacht mi t 
rund 230 Mil l ionen. Jedenfalls ist festzuhalten, daß die jungen 
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